
Kolonialismus und 

Nationenbildung in Burma
Warum die föderalistische Verfassung 
von 1947 versagte
Als die Föderale Union Burma am 4. 
Januar 1948 den Schritt in die Unabhän­
gigkeit tat, standen zwei ethnische 
Gruppierungen bereits im bewaffneten 
Widerstand zur Ranguner Regierung. Die 
Arakanesen und die Karen sahen ihre In­
teressen in der Unabhängigkeitsverfas­
sung ungenügend gesichert. Damit be­
gann der 'vergessene Bürgerkrieg' von 
nunmehr über 40-jähriger Dauer, an dem 
sich bisher etwa zehn weitere bewaffnete 
Gruppierungen beteiligten. Mit Aus­
nahme des mittlerweile aufgelösten 
kommunistischen Widerstandes handelt 
es sich um ethnische Guerillaverbände. 
Obschon die 'Nationalitätenfrage' ange­
sichts der brutalen Unterdrückung der 
Unruhen von 1988 und der durch Mili­
tärgewalt annullierten Wahlen von 1990 
etwas in den Hintergrund getreten ist, 
wird Burma kaum zur Ruhe kommen, 
ehe nicht auch die Minderheitenforde­
rungen in angemessener Weise erfüllt 
worden sind.

Großbritannien hatte das hinduisierte 
Königreich Burma in drei Kriegen etap­
penweise erobert und es administrativ 
vorerst der Provinz Bengalen zuge­
schlagen. Bis 1937 wurde Burma von 
Indien aus verwaltet. Zwischen 1937 und 
der Unabhängigkeit im Jahr 1948 unter­
stand Burma nach der formellen Ab­
koppelung von der indischen Kolonial­
verwaltung weiterhin dem gemeinsamen 
Indien- und Burmaministerium in Lon­
don.

Nach Abschluß des dritten Burmesi­
schen Krieges erfolgte 1886 die Anne­
xion Burmas durch die Briten. Die fol­
genden Jahre waren geprägt von einer 
schönfärberisch als "Pazifizierung" be- 
zeichneten Säuberung des burmesischen 
Widerstandes und der Konsolidierung der 
britischen Herrschaft in Oberburma. In 
dieser Kampagne festigten sich zwei 
Grundmuster der britischen Nationalitä­
tenpolitik in der neuen Provinz des In­
dian Empire: die militärische Zusam­
menarbeit mit den einheimischen Min­
derheiten und die verwaltungstechnische 
Zweiteilung des Landes. In den Kernge­
bieten des Irrawaddy-Tieflandes (mehr­
heitlich von der stärksten ethnischen 
Gruppe, den Burmanen, bewohnt, 67% 
der Gesamtbevölkerung) etablierten die 
Briten eine direkte Herrschaft. Die huf­

eisenförmigen Randgebiete wurden in­
direkter Verwaltung mittels lokaler 
Fürsten und Prinzen unterstellt.

Begünstigte Minderheiten

Es war verständlich, daß die Briten 
nicht auf die eben unterworfenen 
Burmanen für den administrativen 
Aufbau der Provinz zählen konnten. 
Diese Ausgangslage führte dazu, daß 
eine starke Einwanderung von Indien die 
tragende Schicht für den wirtschaftlich 
beeindruckenden Aufschwung bildete, 
der bis zur Depression der dreißiger Jahre 
Burma zur Reiskammer des indischen 
Empire werden ließ. Die modernen 
Sektoren der burmesischen Wirtschaft 
entwickelten sich in den Händen 
landesffemder Minderheiten. Inder 
kontrollierten das Agrarkreditwesen und 
die Reisverarbeitung. Eurasier 
dominierten bei der Post und den 
Eisenbahnen und die Chinesen 
kontrollierten den Detailhandel und das 
Kerosingeschäft.

Auch den einheimischen Minderheiten 
öffneten sich in der Kolonialzeit gute 
Karrierechancen: christianisierte Karen 
waren im Bildungswesen und bei den 
Krankenpflegeberufen überproportional 
vertreten. Chin, Shan und Kachin dienten 
neben einer überwiegenden Mehrheit von 
Indern (70-90%) in den Sicherheitskräf­
ten und festigten somit die informelle 
Allianz der Minderheiten mit den Briten 
im empfindlichen Bereich der militäri­
schen Sicherheit und der Polizeiaufga­
ben. Das Kernvolk der Burmanen ver­
blieb größtenteils in der traditionellen 
Landwirtschaft. Auch sie profitierten 
vom wirtschaftlichen Aufschwung. An­
gesichts der zunehmenden Landentfrem­
dung durch Verschuldung meist bei indi­
schen Geldleihem und der geringen Be­
teiligungsmöglichkeiten im politischen 
System, das von einer kleinen europä­
isch-indischen Verwaltungselite geprägt 
war, machte sich bei den Burmanen je­
doch bald ein Gefühl des Ausschlusses 
und der Fremdbestimmung breit. Diese 
Saat ging kurz vor Ende des Ersten 
Weltkrieges auf und führte zu ersten 
Emanzipations- und Unabhängigkeits­
bestrebungen bei der jungen burmani­
schen Intelligenz.

Die Zäsur des Zweiten 
Weltkriegs

Bei den Verfassungrevisionen von 
1923 und 1937 schrieb die britische Ko­
lonialmacht die aufgewertete Minderhei­
tenstellung als Gegengewicht zur zah­
lenmäßigen Stärke der Burmanen im 
Grundgesetz fest. Diese von den Briten 
geförderten Balancemechanismen ver­
schafften den ethnischen Minderheiten 
eine Übervertretung, welche in Verbin­
dung mit der Kolonialmacht die Mehr­
heitsfähigkeit ermöglichte. Dies galt auch 
nach der 1937 erweiterten parlamentari­
schen Mitsprache der Einheimischen im 
politischen Leben der Provinz. Analog zu 
Indien erfolgte eine 'Burmanisierung', 
d.h. eine Förderung der Einheimischen in 
Verwaltung, Bildung, Wirtschaft und 
Armee, die bis zur japanischen Invasion 
im Dezember 1941 jedoch keine Trend­
wende bewirkte. Erst die burmanische 
Regierung unter Baw Maw erprobte die 
Selbstverwaltung. Obschon Ba Maw wie 
alle burmesischen Regierungen der 
Kriegszeit von Japans Gnaden eingesetzt 
war, zündeten jene doch den Funken für 
die Dekolonisation und den Startschuß 
zur Unabhängigkeit Burmas.
Die Rückeroberung Burmas durch bri­
tische und amerikanische Verbände ge­
lang nicht zuletzt dank der burmesischen 
Unterstützung durch die nationalistischen 
Truppen Aung Sans. Die japanische In­
vasion hatte das ethnische Gefüge der 
Provinz kräftig durchgeschüttelt. Der 
tragische Exodus von 500.000 Indern im 
Windschatten des britischen Rückzuges 
1942 und Rassenpogrome im Delta zwi­
schen Karen und Burmanen hatten das 
fragile Nationalitätengemisch zur Explo­
sion gebracht. Nach der japanischen 
Niederlage versuchten die Briten eine 
Restauration ihrer Kolonialherrschaft und 
- als Gegenleistung für wertvolle militä­
rische Hilfe durch die loyal gebliebenen 
Minderheiten im Zweiten Weltkrieg - 
auch eine Weiterführung der Minderhei­
tenpolitik nach den Spielregeln der Vor­
kriegszeit. Beides mißlang. Die Vor­
rangstellung der Burmanen war zum po­
litischen und militärischen fait accompli 
der Nachkriegszeit geworden.

Föderalismus als 
vermeintliche Lösung der 
Nationalitätenfrage

Damit fand sich die Kolonialmacht in 
einem minderheitenpolitischen Dilemma 
wieder. Die Allianz mit den Minderhei­
ten in Burma war ins zweite Glied zu­
rückgetreten, da dieses Herrschaftsin­
strument nicht mehr benötigt wurde, 
nachdem sich die Briten mit der unaus­
weichlichen Unabhängigkeit Burmas ab­
gefunden hatten. Großbritannien konzen­
trierte sich nun darauf, die Schutzbestim­
mungen für die Minderheiten in der
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Unabhängigkeitsverfassung zu veran­
kern. Einen Ausweg aus dieser Zwick­
mühle sollte eine föderative Ausgestal­
tung der Verfassung von 1947 schaffen, 
obgleich eine föderalistische Tradition 
oder entsprechende konstitutionelle Er­
fahrungen aus der Vorkriegszeit fehlten. 
Paradoxerweise war es nun die Unab­
hängigkeitsbewegung Aung Sans selbst, 
welche sich zum Promotor einer födera­
tiven Einbindung der ethnischen Min­
derheiten entwickelte. Die britische Prä­
senz hatte nur noch begleitende Funktion, 
und die ethnischen Minderheiten ver­
folgten die Fürsprecherdienste der Kolo­
nialmacht mit steigender Skepsis. Die 
administrative Zweiteilung der Provinz 
wurde aufgehoben und eine Angleichung 
der Verwaltungsstrukturen vollzogen. 
Die Verwaltungsbezirke wurden zu 
Gliedstaaten der Union, wobei die poli­
tischen im wesentlichen den ethnischen 
Grenzen folgten. Ein Zweikammerparla­
ment sollte mit einer Deputierten- und 
einer Nationalitätenkammer die ange­
messene Berücksichtigung der Minder­
heiten auf Bundesebene gewährleisten.
Die Ermordung der Indentifikations- 
figur Aung San im Juli 1947 versetzte 
den Integrationsbemühungen noch vor 
der Unabhängigkeit einen schweren 
Schlag. Die abtretende Kolonialmacht 
konnte eine befriedigende Lösung der 
Ansprüche der Karen weder durchsetzen, 
noch unterstützte Großbritannien die 
Unabhängigkeitsbestrebungen für einen 
selbständigen Karen-Staat. Frustriert 
zogen sich die Karen in den bewaffneten 
Widerstand zurück. In den Jahren nach

1948 folgten weitere Nationalitäten die­
sem Beispiel. Der Föderalismus als im­
provisiertes Vehikel in die Unabhängig­
keit Burmas war gescheitert.

Aung San (1914-1947), Führer der burmesi­
schen Unabhängigkeitsbewegung

aus: W. Reinhard, Geschichte der euro­

päischen Expansion, 1988, S. 184

Zwei Faktoren begünstigten diesen 
Fehlschlag. Einerseits hatten es die Bri­
ten in Burma versäumt, dem politischen 
System ein föderatives Fundament zu 
geben. Die Briten ermöglichten zwar den 
Minderheiten eine überproportionale 
Vertretung, verwehrten aber gleichzeitig 
der burmanischen Mehrheit den notwen­
digen politischen Gestaltungsspielraum, 
um das feine Spiel zwischen Zentralge­
walt und Gliedstaatenkompetenzen aus­
zuloten. Andererseits war die Teilung der

Provinz in zwei Verwaltungseinheiten 
nicht im Hinblick auf ein Zusammen­
wachsen, sondern mit dem Ziel einer 
Kontrolle durch das gängige Teile und 
herrsche-PTmzip angelegt worden.
Heute darf das koloniale Erbe im 
Bürgerkrieg Burmas jedoch nicht über­
bewertet werden. Eine entsprechende 
'Schuldzuweisung' an die Kolonialmacht 
greift als Erklärung der aktuellen Situa­
tion entschieden zu kurz. Die zwische­
nethnischen Beziehungen in vorkoloni­
aler Zeit, aber insbesondere die Ent­
wicklungen in Burma seit 1948 sind 
prägender als das koloniale Intermezzo in 
der burmesischen Geschichte. Dort - und 
weniger in der kolonialen Vergangenheit 
- ist wohl auch der Schlüssel zur Lösung 
der heutigen Konfliktlage in Burma zu 
suchen.
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Burmas demokratische Opposition
Gemeinsame Ziele und Differenzen

In Burma leben mehr als 100 Völker. Seit 
langem herrschen bewaffnete Konflikte 
zwischen verschiedenen ethnischen Na­
tionalitäten. Die Kolonialherrschaft habe 
diese Konflikte geschaffen, behaupten 
manche. Andere gehen davon aus, die 
Einführung des christlichen Glaubens 
während der Kolonialzeit habe diese 
Konflikte entscheidend verschärft. Einige 
sind wiederum überzeugt, daß die kolo- 
nialistische Taktik des Teilens und 
Herrschens zwischen den Völkern Spal­
tung, mehr Haß und mehr Konflikte er­
zeugt haben.
Tatsache ist, der Bürgerkrieg in Burma 
dauert seit 44 Jahren an und hat unzäh­
lige Menschenopfer gefordert. Bevor 
Burma am 4. Januar 1948 von Großbri­
tannien unabhängig wurde, haben einige 
Völker Burmas am 12. Februar 1947 das 
Abkommen von Panglong unterschrie­
ben, um ihre Zukunft gemeinsam zu be­
stimmen. Bei der Umsetzung der burme­
sischen Union wurde das Abkommen

jedoch nicht eingehalten. Dieser Bruch 
mündete in den Bürgerkrieg. In der An­
fangsphase des Krieges haben einige 
Völker ihre Unabhängigkeit von Burma 
gefordert, andere haben für die Einhal­
tung des Panglong-Abkommens ge­
kämpft.
Trotz ihrer anfänglich unterschiedli­
chen Forderungen haben ethnische 
Minderheiten im Laufe des Bürger­
krieges eine Einheit sowie gemeinsame 
Ziele herausgebildet.
In den 50er Jahren haben zuerst die 
linksorientierten Organisationen wie die 
Burma Communist Party (BCP) und 
Gruppen der Kachin, Kayin, Mon, Shan, 
Arakan und Wa den Dachverband Peo- 
ples United Democratic Front of Burma 
(PUDF) gegründet und für ihre gemein­
samen Ziele gekämpft. Ihr Einfluß auf 
Studenten, Studentinnen und andere Ju­
gendliche läßt sich deutlich bis 1988 an 
den politischen Bewegungen ablesen. 
Dieser Verband hat heute Stützpunkte im

Grenzgebiet zwischen Burma und China.
Die demokratischen Kräfte der Völker 
Burmas haben erstmals 1975 ihre Einheit 
demonstriert, nämlich durch die Grün­
dung der Nationalen Demokratischen 
Front (NDF), deren erklärtes Ziel die 
Gründung einer Föderalen Republik 
Burma ist.
1988 begann eine landesweite Demo­
kratiebewegung in Burma. Demokrati­
sche Kräfte haben ein Mehr-Parteien- 
System und Demokratie verlangt. Nach 
der Zerschlagung dieser Bewegung 
mußten tausende Studenten, Lehrer und 
Politiker verschiedener Volksgruppen 
Schutz in den Gebieten der nationalen 
Minderheiten suchen und haben dann von 
dortaus Widerstand gegen die Militärre­
gierung geleistet. Im November 1988 
haben sie zusammen mit anderen Orga­
nisationen den Dachverband Demokrati
sche Allianz Burmas (DAB) gegründet, 
der ebenfalls auf die Gründung einer 
Föderalen Republik Burmas zielt.
Im Mai 1990 hat die Militärregierung 
Mehr-Parteien-Wahlen zugelassen, in 
der Hoffnung, daß eine ihnen naheste-
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